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Erhebung für das Jahr 20111

Meldungen bei Kindeswohlgefährdungen an 
Brandenburger Jugendämter
In Zusammenarbeit mit 

Leitungen der Sozialen Dienste 

Brandenburger Jugendäm-

ter hat die Fachstelle Kinder-

schutz im Land Brandenburg 

erneut eine Erhebung zu Mel-

dungen bei Kindeswohlge-

fährdungen an Brandenburg-

er Jugendämter vorbereitet 

und durchgeführt.  Die Erhe-

bung wurde auf der Grundlage 

eines inhaltlich gemeinsam 

abgestimmten Erhebungs-

bogens für den Zeitraum des 

gesamten Jahres 2011 durch-

geführt, durch die Fachstelle 

Kinderschutz ausgewertet 

und in einer abschließenden 

Fachveranstaltung diskutiert 

und für die Praxis handlungs- 

leitend aufbereitet. Dabei 

wurden die Ergebnisse in Be-

zug zur Erhebung aus den 

vergangenen Jahren seit 2009 

bewertet.

Ein Ziel dieser Erhebung war es 
wiederholt, verlässlichere Daten 
und Informationen bezüglich 
des Umfangs und des unmit-
telbaren Umgangs mit bekannt 
gewor-denen und im Jugendamt 
erfassten kindeswohlgefährden-
den Situationen zu erhalten. 

Hier ging es insbesondere 
um quantitative Fragen des 
jährlich durchschnittlichen Fal-
laufkommens, der Alters- und 
Geschlechtsstruktur der betrof-
fenen Kinder, um qualitative 
Aussagen zu Melder/innen, zu 
Hintergründen der gemeldeten 
Gefährdung oder zu unmittel-
baren Reaktionen der Sozialen 
Dienste der Jugendämter (allge-
meine Beratung, Inobhutnahme, 
Anrufung des Familiengerichtes, 
differenzierte Gefährdungsprü-
fung, Gewährung von Hilfe zur 
Erziehung). Dies sollte im Sinne 
einer Trendaussage in Bezug auf 

die Vorjahreszahlen erfolgen. In 
der Gesamtschau konnten auch 
Informationen zur Entwicklung 
der Arbeitsbelastung der Allge-
meinen Sozialen Dienste der 
Brandenburger Jugendämter ge-
wonnen werden.

Für die Erhebung haben alle 
Jugendämter Daten zur Verfü-
gung gestellt. Diese Daten sind 
auf Grund der in den einzelnen 
Jugendämtern individuell ge-
stalteten Verfahren zur Daten-
erfassung und -verwaltung in 
bestimmten Details nicht zwin-
gend im Sinne eines interkom-
munalen Vergleichs belastbar. 
Diesen Anspruch hatte die vor-
liegende Erhebung jedoch von 
Beginn an nicht, da eine solche 
Zielrichtung den unterschiedli-
chen örtlichen Gegebenheiten 
in keiner Weise gerecht werden 
könnte.

Deshalb ist es ein weiteres, durch 
die unmittelbar beteiligten ASD-
Leitungen formuliertes Ziel, für 
die Zukunft einen (annähernd) 
vergleichbar gepflegten Daten-
bestand anzuregen. Dieses Ziel 
könnte ggf. im Zusammenhang 
mit der im Rahmen des erwar-
teten Bundeskinderschutzge- 
setzes veränderten Bundesstatis-
tik erreicht werden.
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Auswertung der Erhebung

1. Fallzahlen
Im Jahr 2011 erfolgten an alle 
Allgemeinen Sozialen Dienste 
der Brandenburger Jugendäm-
ter 4.584 durch „Meldebogen“ 
erfasste Gefährdungsmeldungen 
im Sinne des § 8a SGB VIII. Das 
sind ca. 400 Meldungen mehr als 
im vergangenen Jahr (Anstieg um 
mehr als 36 % bei 3.369 Meldun-
gen in 2009).

Im Rahmen der Datenerfassung 
wurde erneut angemerkt, dass 
die Erfassung eingehender Mel-
dungen in den Jugendämtern un-
terschiedlich praktiziert wird; so 

zum Teil nur die, die unmittelbar 
das Verfahren zur Abschätzung 
des Gefährdungsrisikos gemäß 
§ 8a SGB VIII auslösen oder bei 
denen im Rahmen der Meldung 
eine Gefährdung nicht unmittel-
bar und zweifelsfrei ausgeschlos-
sen werden kann. 

Die im Jahr 2011 dokumenti-
erten Meldungen (jährlicher 
Durchschnitt pro Jugendamt: 
267 zu 187 in 2009) setzten 
das in allen Jugendämtern 
verbindlich vorgegebene Ver-
fahren zur Risikoeinschätzung 
in Gang. Die Verfahren und die 
damit verbundenen wirklichen 
Arbeitsbelastungen der einzel-

nen Jugendämter wurden nicht 
untersucht. Dabei schwanken 
die Fallzahlen regional deutlich 
zwischen jährlich 88 und 525 er-
fassten Gefährdungsmeldungen 
pro Jugendamt. Diesbezüglich ist 
anzumerken, dass es in Branden-
burg eine landesweite verbindli-
che Bestimmung zum Begriff „Ge-
fährdungsmeldung“ nicht gibt.

In der folgenden Grafik sind alle 
in den Brandenburger Jugendäm-
tern im Laufe eines Jahres  
eingegangenen und schriftlich 
dokumentierten Gefährdungs-
meldungen zusammengestellt. 
Zum Vergleich ist die Grafik für 
das Jahr 2009 beigefügt.

Meldungen 2009
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Meldungen 20112

rot – Zunahme, gelb – unverändert, grün – Abnahme zum Jahr 2009

2. Betroffene Kinder
Die Anzahl der im Rahmen der 
erfassten Meldungen unmittel-
bar betroffen Kinder ist mit lan-
desweit 5.813 weiter deutlich 
gestiegen (2009: 4.148) und liegt 
damit durchschnittlich bei 363 
pro Jugendamt (2009: 230). Auch 
hier ist eine deutliche regionale 
„Streubreite“ von jährlich 88 bis 
1.041 unmittelbar betroffenen 
Kindern pro Jugendamt fest-
zustellen.

Mit Blick auf geschlechtsspezi-
fische Besonderheiten 3  sind mit 
51,8 zu 48,2 Prozent ähnlich wie 
im vergangenen Jahr annähernd 
gleich viel Jungen und Mädchen 
von den Gefährdungsmeldungen 
betroffen. Dieses Verhältnis ist 

seit Jahren konstant.

Bezogen auf die Altersstruktur 
sind auf Grundlage der vorlieg-
enden Daten zirka ein Drittel der 
Kinder (29,7 zu 31,3 Prozent in 
2009) jünger als drei Jahre, wo-
bei in dieser Altersgruppe un-
gefähr jedes fünfte Kind (2009:  
ebenfalls jedes fünfte Kind) 
jünger als 6 Monate ist. Jedes 
weitere fünfte Kind (20,9 zu 20,1 
Prozent in 2009) ist zwischen drei 
und sechs Jahre alt. Damit sind 
über die Hälfte der Kinder (50,6 
zu 51,4 Prozent in 2009) jünger 
als sechs Jahre. 

Zirka 40 Prozent sind Mädchen 
und Jungen im Alter zwischen 
sechs und 14 Jahren. 

„Lediglich“ 10,5 Prozent (leichter 
Anstieg) sind minderjährige Ju-
gendliche, die älter als 14 Jahre 
sind. Damit gab es zum Vorjahr 
der Erhebung nur leichte Verän-
derungen innerhalb der Al-
tersstruktur.
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Altersstruktur 2009

Altersstruktur 2011
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3. Melder/innen
Während im Jahr 2009 nur gut 
jede zwanzigste Meldung über 
eine vermeintliche Kindeswohl-
gefährdung aus dem Bereich der 
Kindertagesbetreuung und Schule 
erfolgte, hat sich diese Quote 
im Jahr 2011 mehr als verdop-
pelt. Die Quote der Meldungen, 
die Jugendämter über Nachbarn 
oder das unmittelbare Wohnum-
feld der betroffenen Familien 
erreichten, ist im Zeitraum seit 
2009 deutlich gestiegen (11,9 zu 
18 Prozent). Auch die Häufigkeit 
der polizeilichen Meldungen hat 
erkennbar zugenommen (11 zu 
6,1 Prozent in 2009). Die Quote 
der anonymen Meldungen, die 
im Jugendamt eingehen, ist 
hingegen fast nahezu von 15,6 
Prozent (2009) auf 14,7 Prozent 

konstant geblieben. Hier hat sich 
der sinkende Trend aus dem Vor-
jahr wieder umgekehrt. Anony-
mität heißt diesbezüglich, dass 
der oder die Meldende nicht ak-
tenkundig ist.

Bezieht man die Meldungen 
zusammenfassend auf die betrof-
fenen Familien, kann festgestellt 
werden, dass sich  in 27,5 Prozent 
der Fälle - und damit deutlich zum 
Vorjahr wieder rückläufig (40 % 
2011, 26,1 % 2009) - Meldun-
gen aus dem familiären Kontext 
(Nachbarn, Umfeld, Angehörige) 
heraus ergeben haben. 4

Jede vierte Meldung (25,9 zu 31,7 
Prozent 2009) erfolgte aus ei-
nem kindbezogenen Betreuung-
szusammenhang heraus (Klinik, 

Arzt, Schule, Kita, Hilfeträger). 

In über 30 Prozent der Fälle 
wurde ein unmittelbarer Bezug 
zu den Personensorgeberechtig-
ten dokumentiert (Polizei, Be-
hörde, wie anderes Jugendamt, 
Grundsicherung, ARGE, Gericht, 
Staatsanwaltschaft, Vermieter, 
Handwerker, Versorger).

Als Selbstmelder/innnen wur-
den wiederholt auf niedrigstem 
Niveau 1,3 Prozent aller doku-
mentierten Meldungen ausgewi-
esen, was heißt, dass betroffene 
Minderjährige nach wie vor in 
der Regel nicht selbst die vorhan-
denen Schutz- und Hilfemöglich-
keiten erreichen.

Die letztendlich im ASD des Ju-
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gendamtes eingehenden Ge-
fährdungsmeldungen erfolgen 
ebenso wie im Jahr 2009 im 
Landesdurchschnitt in über der 
Hälfte aller Fälle, in denen es 
An-gaben zu den Meldern/innen 
gibt, aus einem professionellen 
Kontext heraus (davon insbe-

sondere über die Polizei, von Hil-
feträgern sowie aus Schulen bzw. 
Kitas). Knapp ein Drittel der Mel-
dungen kann unverändert dem 
privaten Umfeld der betroffenen 
Familien zugeordnet werden (u. 
a. Nachbarn bzw. nahes Umfeld 
der Familie, Angehörige), wobei 

hier auch die Quote der Selbst-
melder/innen erfasst wurden.

In einem Prozent der Fälle erfolg-
ten Meldungen aus einem „semi-
professionellen“ Zusammenhang 
heraus (Vermieter, Arbeitgeber, 
Handwerker).   

4. Inhalte der Meldungen5 

In 3.691 Einzelfällen lagen aus-
wertbare Daten zu Gründen 
vor. Zunächst fällt auf, dass die-
ser Fallzahl eine mit 4.619 unwe- 
sentlich höhere Zahl von im Rah-
men der Erstmeldung erfassten 
Gefährdungsmomenten (Grün-
den) gegenübersteht. Dies be-
deutet für das praktische Han-
deln der Mitarbeiter/innen der 
Allgemeinen Sozialen Dienste der 
Jugendämter, dass grundsätz-
lich eine differenziertere Erfas-
sung und Analyse der einzelnen 

Gefährdungsmeldung erfolgen 
muss, um den Einzelfall in seinem 
„wirklichen Ausmaß“ nachvoll-
ziehbar erfassen und bewerten 
zu können.

Die zunächst im Rahmen der 
Auswertung der Meldungen er-
fassten und im Ergebnis einer 
ersten Risikoabschätzung fest-
gestellten Gefährdungsmomente 
beziehen sich landesdurch- 
schnittlich ansteigend (2011: 
84,05 Prozent; 2009: 66,6 
Prozent) auf Anzeichen von un-

mittelbarer (u. a. Verletzung der 
Fürsorge- und Aufsichtspflicht) 
und mittelbarer (u. a. Sucht) Ver-
nachlässigung. 

In 22,7 Prozent liegt den Mel-
dungen unmittelbare Gewalt zu 
Grunde (stark gestiegene kör-
perliche Misshandlungen: 16,7 
Prozent, häusliche Gewalt: 3,8 
Prozent und sexuelle Gewalt: 2,2 
Prozent).

So genannte kindbezogene Symp-
tome (u. a. Verhaltensauffäl-
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ligkeiten, Fehlentwicklungen, 
schulische Probleme) wurden in 
2,4 Prozent (2009: 5,8 Prozent) 
der Fälle dokumentiert.

Die Kategorie der psychischen 
Gewalt wurde im Rahmen der 
Erhebung nicht ausdrücklich aus-
gewiesen und ist mit Sicherheit 
unter dem Aspekt der Vernach-

lässigung bzw. seelischer Gefähr-
dung vorzufinden.

Unklare Gefährdungslagen 
(12,58 Prozent) sind ebenfalls 
und dies im Jahr 2011 erstmals 
mit zunehmender Häufigkeit 
erfasst. Diese ziehen, wie be- 
reits erwähnt, eine differenzierte 
und damit zeitlich aufwendigere 

Gefährdungsabschätzung nach 
sich. Es ist zu vermuten, dass 
zur unmittelbaren Sicherung 
des Kindeswohls eine unmittel-
bare Gefahrenabwehr vollzogen 
wurde. Diese erfolgt in der Regel 
durch eine Inobhutnahme oder 
durch die Gewährung einer Hilfe 
zur Erziehung.
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5. Unmittelbare Reaktionen
Als unmittelbare Reaktion auf die 
Gefährdungsmeldungen erfolgte 
durchschnittlich in 57,3 Prozent 
aller Fälle ein Hausbesuch und 
damit geringfügig weniger als 
im Jahr 2009 (65 Prozent). Auch 
hier schwanken die Quoten re-
gional deutlich. Es liegen jedoch 
keine Erkenntnisse darüber vor, 
ob bei einem unmittelbar durch-
geführten Hausbesuch Personen 
bzw. Kinder angetroffen wurden 
und ggf. welche unmittelbar an-
schließenden Schritte zur Sicher-
ung des Kindeswohls erfolgten.

In gut jedem siebten Fall (14,8 zu 
jedem zehnten Fall in 2009) er-
folgte eine Inobhutnahme, wo-
bei die regionalen Häufigkeiten 
differieren.  

In 5,7 Prozent der Gefährdungs-
meldungen wurde unmittelbar 
die Anrufung des Familienge-
richts veranlasst. Dies ist im 
Vergleich zum Jahr 2009 ein 
Rückgang (9,2 Prozent). Dabei 
schwankt die Quote der Anru-
fung des Familiengerichtes re-
gional erheblich.

Landesweit erforderte rund jede 
fünfte Gefährdungsmeldung 
(22,9 Prozent; im Vergleich 2009: 
jede sechste Meldung) zur sicher-
en Abschätzung des Risikos eine 
genauere Einzelfallprüfung im 
Rahmen eines außerordentlich 
zeit- und arbeitsaufwendigen 
Verfahrens. Dieses bedeutet 
eine Zunahme des Arbeitsauf-
wandes im Rahmen der Prüfung 
des Kindeswohls gemäß § 8a SGB 
VIII.

Im Zusammenhang mit der Be-
teiligung der Personensorge-
berechtigten an der Risikoab-
schätzung nehmen in fast jedem 

zweiten Fall (49,2 Prozent zu 29,7 
in 2009) in der Regel die Eltern, 
die angebotene Beratung durch 
den ASD an. Auffällig ist hier eine 
deutlich zunehmende Tendenz 
(fast Verdoppelung) über die 
Jahre hinweg und wieder die re-
gional sehr unterschiedliche Nut-
zung solcher Angebote. 

Unmittelbar nach Erstprüfung 
des Gefährdungsrisikos wird im 
Vergleich zum Jahr 2009 (27,8 
Prozent) fast gleichbleibend in 
23,5 Prozent der Fälle ein erzie-
herischer Bedarf in den betrof-
fenen Familien im Sinne einer 
Hilfe zur Erziehung gemäß § 27 
ff. SGB VIII festgestellt und eine 
entsprechende Hilfe gewährt. 
In diesem Zusammenhang geht 
die häufig so genannte Schutz-
planung gemäß § 8a SGB VIII 
unmittelbar in eine Hilfeplanung 
nach § 36 SGB VIII über. Diese 
Schutzplanung bezieht sich aus-
schließlich auf die unmittelbare 
Sicherung des Kindeswohls.

In fast jedem dritten Fall (36,1 
Prozent, 2009 jeder dritte Fall) 
ergab eine erste Gefährdungs-
einschätzung keine Hinweise auf 
eine Kindeswohlgefährdung und 
somit keinen weiteren Hand-
lungsbedarf im Sinne des § 8a 
SGB VIII. 

Dies bedeutet jedoch im Umkeh-
rschluss, dass durchschnittlich in 
über 60 Prozent aller Meldungen 
eine Kindeswohlgefährdung vor-
lag bzw. nicht zweifeldfrei aus-
geschlossen werden konnte und 
damit ein unmittelbarer Hand-
lungsbedarf für die Allgemeinen 
Sozialen Dienste der Branden-
burger Jugendämter gemäß §§ 
8a bzw. 36 SGB VIII bestand.
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Übersicht Erstreaktionen auf Gefährdungsmeldungen 2009

Übersicht Erstreaktionen auf Gefährdungsmeldungen 20116
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Quellen
1 in der Regel für das Jahr 2009, ab-
weichend in zwei Jugendämtern für 
das Jahr 2008
2 Abweichungen zum Vorjahr sind 
farblich gekennzeichnet mit: rot bei 
einer Zunahme von ca. 20 % und 
mehr, gelb bei mit einer Abnahme 
von ca. 20% und mehr, grün inner-
halb der Spanne von ca. plus / minus 
20%
3 Auswertbare Daten lagen für 4.376 
Minderjährige vor. 
4  bei Vernachlässigung der nicht er-
fassten Melder/innen 
5 12 Jugendämter haben hier aus-
wertbare Daten zur Verfügung 
gestellt. 
6  Abweichungen zum Jahr 2009 sind 
farblich gekennzeichnet mit: rot bei 
einer Zunahme von ca. 10 % und 
mehr, gelb bei mit einer Abnahme 
von ca. 10 % und mehr, grün inner-
halb der Spanne von ca. plus/minus 
10 %

Kontakt:
Fachstelle Kinderschutz 
im Land Brandenburg
c/o Start gGmbH
Fontanestraße 71
16761 Hennigsdorf
E-Mail: info@start-ggmbh.de
www.fachstelle-kinderschutz.de


